Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit beantrage ich für meinen og. Mandanten eine 

Niederlassungserlaubnis

hilfsweise eine 

Aufenthaltserlaubnis

Nach jeder in Betracht kommenden Rechtsgrundlage. Insbesondere kommen hier als Rechtsgrundlagen für die Erteilung der vorgenannten Aufenthaltstitel in Betracht:

· § 23 AufenthG analog

· § 7 Abs. 1 Satz 3 AufenthG

Mein Mandant ist Roma aus einem der Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien. 

Praktisch alle Roma sind in den Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien von extremer Armut, prekärer Wohnsituation, Ausschluss aus dem Arbeitsmarkt und Ausschluss aus der staatlichen Gesundheitsversorgung bedroht. 

Ich verweise hinsichtlich Serbien auf 

- home is more than a roof over your head - ROMA DENIED ADEQUATE HOUSING IN SERBIA -, amnesty international , London 2011, im Internet unter 

http://www.amnesty.org/en/library/asset/EUR70/001/2011/en/5e0bb76a-1030-4a5f-ba44-06a5fe216069/eur700012011en.pdf

- Situation der Roma in Serbien, Einzelfall-Recherche in Serbien von Bastian Wrede und Jasmina Wrede , im Internet unter:

http://www.nds-fluerat.org/projekte/roma-projekt/situation-der-roma-in-serbien/

Ich verweise hinsichtlich Kosovo auf 

· Stephan Dünnwald, Kosovo. Bericht zur Lebenssituation von aus Deutschland abgeschobenen Roma, Ashkali und Angehörigen der Ägypter-Minderheit im Kosovo, Frankfurt am Main, Oktober 2009

· Verena Knaus, Peter Widmann e.a., „Integration unter Vorbehalt“ - Zur Situation von Kindern kosovarischer Roma, Ashkali und Ägypter in Deutschland und nach ihrer Rückführung in den Kosovo. Deutsches Komitee für UNICEF, Köln 2010

· UNHCR-RICHTLINIEN ZUR FESTSTELLUNG DES INTERNATIONALEN SCHUTZBEDARFS VON PERSONEN AUS DEM KOSOVO des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen (UNHCR) vom November 2009 - HCR/EG/KOS/09/01 -

Hinsichtlich der übrigen Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien verweise ich auf die – auch regelmäßig aktualisierten Einträge -

· des European Roma Rights Center Budapest unter http://errc.org/
· der Website http://roma-kosovoinfo.com/
Der Antragsteller stammt als Roma aus einer Bevölkerungsgruppe deren vorige und vorvorige Generation – neben den europäischen Juden – unter den in der Geschichte beispiellosen Verbrechen des nationalsozialistischen Völkermords zu leiden hatte. 

Roma wurden im damaligen Jugoslawien unter der deutschen Besatzung mit vergleichbarem Terror erniedrigt und ermordet wie Juden in den von deutschen Truppen besetzten Teilen der damaligen Sowjetunion. Wegen der näheren Einzelheiten verweise ich auf die nachfolgenden persönlichen Erinnerungen von Herrn Sefedin Jonuz (aus: Jekh Chib Heft 6/7 Dezember 1996, zu beziehen über: Rom e.V., Venloer Wall 17, 50672 Köln). 

„Skopje, Makedonien, 1942–1944: Als kleines Kind von sieben Jahren habe ich den Zweiten Weltkrieg erlebt und kann mich erinnern als wäre das gestern gewesen. Im Jahr 1942 kamen die deutschen und die bulgarischen Faschisten in unsere Stadt Skopje und begannen, die Juden und die Roma zu sammeln. Mehrere Deutsche marschierten hinter einem bulgarischen Faschisten hei; der auf eine Trommel schlug und schrie, alle Juden und alle Roma sollten heraus auf die Straße kommen und sich bei dem deutschen Kommando melden. Wer nicht heraus käme und sich nicht meldete, würde auf der Stelle erschossen. So sind alle Juden und alle Roma auf die Straße getreten und wurden abgeführt zur Kommandantur, wo sie registriert wurden. In einer Reihe standen sie dort und ließen ihre Namen eintragen, unter ihnen waren mein Vater und mein Onkel, der Bruder meiner Mutter und alle Roma aus unserer Straße. Wir Kinder und unsere Mutter und unsere Großmütter schrieen und weinten, als sie abgeführt wurden: Warum nehmen sie unseren Vater mit, er hat niemandem etwas getan, wo wollen sie ihn hinbringen. Meine Oma und ich liefen hinter der Kolonne her, um zu erfahren, wo mein Vater und mein Onkel hingebracht würden. Meine Oma verstand bulgarisch und sie fragte immer wieder, wohin bringen sie meine Söhne, aber sie erhielt keine Antwort. Erst als sie drei Goldstücke aus ihrem Brustbeutel holte und sie einem der Bulgaren zeigte, da bekam er große Augen, sah sich nach allen Seiten um und machte dann die Hand auf. Daraufhin sagte er: „Keine Angst, Oma, ihren Söhnen passiert nichts, sie werden nicht getötet. Alle Roma gehen nach Bulgarien, um dort zu arbeiten und die Juden werden an einen anderen Ort gebracht, ich weiß nicht wohin.” Wir sind hinter der Kolonne hergelaufen, bis sie die Lastwagen erreicht hatte, und dann sind alle in die Lastwagen gestiegen und sind losgefahren. Wir haben den Lastwagen nachgesehen und geweint, weil wir nicht wussten, ob wir unseren Vater und unseren Onkel noch einmal lebendig wiedersehen würden.

Alle Männer wurden weggeführt, nur die Kinder und Frauen sind zurückgeblieben. Die deutschen und die bulgarischen Faschisten haben die Roma – Frauen vergewaltigt und geschändet. Wir Kinder waren immer auf der Straße, wir haben alles gewusst, was in unserer Straße und in unserer Umgebung passiert ist. Eines Tages haben sich fünf deutsche Soldaten in der Gaststätte, die gegenüber von unserem häufigsten Spielplatz lag, betrunken, das war die Gaststätte Iso. Iso war ein Gadjo, aber er sprach fast so gut Romanes wie ein Roma. Diese Gaststätte lag der Kaserne, in der die Faschisten stationiert waren, am nächsten, deswegen kamen die deutschen und die bulgarischen Soldaten dorthin, um zu trinken. Diese fünf Deutschen tranken sehr viel, dann standen sie auf und marschierten in Richtung des Viertels Teneke Mahale (Blechsiedlung), wobei sie Lieder grölten. Als sie in der Blechsiedlung angekommen waren, trennten sie sich und jeder ging zu einem Haus, von dem er wusste, dass dort junge Romafrauen wohnten. Wir Kinder beobachteten das alles und sahen, in welche Häuser sie gingen. Ein deutscher Faschist ging in das Haus von Usnijas Mutter und Usnija wurde auf die Straße geschickt, um mit uns zu spielen.

Als Usnijas Mutter drei Tage nicht auf der Straße gesehen wurde, erfuhren die Nachbarn von uns Kindern, was passiert war. Die Frauen gingen in Usnijas Haus, um seine Mutter zu suchen. Dort fanden sie zunächst nur die kleinen Kinder, die alle in einem Zimmer waren. Schließlich fanden sie Usnijas Mutter, sie hatte sich erhängt. Viele Frauen wurden von den deutschen und den bulgarischen Faschisten vergewaltigt. Sie waren in ihrer Menschenwürde zutiefst verletzt und ertrugen diese Erniedrigung nicht. Sie konnten nicht mehr dort bleiben, nahmen ihre Kinder und packten ihre Sachen, um die Stadt zu verlassen und gingen irgendwohin, wo sie niemand kannte. Grausam und traurig war, dass auch viele Männer der vergewaltigten Frauen nicht zurückkehrten in unsere Stadt, viele von ihnen blieben dort, wohin sie deportiert worden waren.

Eines Tages im Sommer 1943 kamen die deutschen und die bulgarischen Faschisten in alle Roma — Siedlungen, nach Tophane (Kanonensiedlung), Baruthi (Schießpulversiedlung) und nach Teneke Mahale. Sie trieben alle Kinder, Frauen und alten Leute zusammen und brachten sie in die Siedlung Vair, in der es ein städtisches Duschbad gab. Sie sagten, wir seien dreckig und hätten Läuse und zwangen uns, alle unsere Kleider auszuziehen.

Kinder, Jugendliche und Frauen mussten sich im Flur entkleiden, sie schämten sich, aber es gab keinen Ausweg, die Faschisten schlugen uns und schrieen, wir sollten uns beeilen. Unsere Wäsche wurde auf einen Haufen geworfen, um in einer Dampfmaschine gewaschen zu werden, während wir unter die Duschen getrieben wurden. Wir alle weinten, während wir eine lange Zeit ausgekleidet dort stehen mussten, es kam kein Wasser, endlich hörten wir Brüllen, schnell raus, anziehen und nach Hause. Unsere Wäsche wurde aus der Maschine heraus geholt, nass wurde sie auf einen Haufen vor uns hingeworfen, wir achteten nicht darauf, zogen uns an so schnell wir konnten und liefen nach Hause. Als wir nach Hause kamen, hörten wir von den bulgarischen Faschisten, wir sollten froh sein, dass wir noch lebten und sollten ihnen dafür dankbar sein, sie brauchten uns noch zur Arbeit.

Die bulgarischen Faschisten planten 'damals schon ein Roma—Ghetto mit dem Namen Rukumija. An der geplanten Stelle ist heute das Roma-Ghetto Shutka. Aus diesem Ghetto wollten sie Arbeitskräfte holen, wann immer sie sie brauchten. So sind wir Roma aus Skopje am Leben geblieben.

Nach der Errettung vor unserem sicheren Tod zwangen die bulgarischen Faschisten uns, auch die Kinder und die alten Leute, ein Massengrab zu graben an der Stelle, wo sich der alte französische Friedhof befand. Noch heute ist diese Grube offen als Erinnerung an die Faschisten, denn sie kamen nicht mehr dazu, die Roma zu töten.

Titos Partisanen befreiten Skopje und verjagten die Faschisten. An der Spitze der Partisanen ging ein Rom, Abdullah Kopilj. Ende 1944 gelang den Partisanen die Befreiung ganz Makedoniens. Auch die Roma, die in Bulgarien Zwangsarbeit hatten leisten müssen, wurden befreit, und die ersten Gefangenen kamen nach Hause aus den Städten Simitlija, Küskendilj und Dupnik. So kamen auch mein Vater und mein Onkel nach Hause. Mein Vater war so abgemagert, dass man seine Rippen zählen konnte, er wog nur noch 40 Kilo. Meinen Onkel musste er auf dem Rücken nach Hause tragen, denn mein Onkel hatte so geschwollene Beine bekommen, dass er vor Schmerzen nicht mehr gehen konnte.“
Ferner stammt der Antragsteller aus einem Staat, in dem es seit dem Ende des real existierenden Sozialismus gravierende wirtschaftliche, politische und soziale Veränderungen bis hin zu Kriegen gegeben hat. Diese politischen Ereignisse seit dem Ende des real existierenden Sozialismus haben unter anderem zu einer verschärften Ausgrenzung und Diskriminierung der Roma in den Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien geführt. 

Er befindet sich daher in jeder Hinsicht in einer Lage, die der Lage der Sowjetbürger jüdischer Herkunft gegen Ende der Sowjetunion vergleichbar ist:

· Er gehört er einer Gruppe – den Roma – an, für die die Bundesrepublik Deutschland aufgrund des Völkermords während des Nationalsozialismus heute eine besondere Verantwortung trägt

· Die Gruppe, der er angehört, ist mit politischen, ökonomischen und sozialen Krisen konfrontiert, in denen völkische Tendenzen zunehmen und Sündenböcke produziert und nach ethnischen Kriterien definiert werden. Die Roma sind von einer solchen Viktimisierung besonders betroffen.

Das Recht auf Gleichbehandlung aus Art. 3 GG gebietet es, vergleichbare Sachverhalte gleich zu behandeln. 

Die Sachverhalte sind hinsichtlich der Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion hinsichtlich deren jüdischer bzw. als jüdisch definierter Bevölkerung einerseits und hinsichtlich der Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien und der Roma vergleichbar:

Ein ehemals multiethnischer Staat des früheren real existierenden Sozialismus zerfällt, eine ethnische Gruppe wird im Zuge dieser Krise rassistischen Ausgrenzungen und Anfeindungen ausgesetzt, und diese Gruppe sind Nachfahren von Holocaust-Überlebenden.

Folglich müssen auch die von der Bundesrepublik Deutschland gewährten Fluchtmöglichkeiten gleich sein. 

Hinsichtlich der jüdischen Emigranten aus der ehemaligen Sowjetunion führt der bayerische Verwaltungsgerichtshof mit Beschluss vom 22.12.2010 – 19 B 09.824 – aus (Hervorhebungen von mir):

„Nach der Rechtsprechung des Senats (vgl. Beschluss vom 7.8.2008 - 19 B 07.1777 -, InfAuslR 2009, 98) genießen jüdische Emigranten aus der ehemaligen Sowjetunion aufgrund des Beschlusses der Ministerpräsidentenkonferenz vom 9. Januar 1991 die Rechtsstellung eines Kontingentflüchtlings entsprechend § 1 Abs. 1 HumHAG und können sich auch ohne Vorliegen eines Verfolgungsschicksals auf den Schutz des Abschiebungsverbotes nach Art. 33 Abs. 1 GFK/§ 60 Abs. 1 AufenthG berufen (ebenso VG Karlsruhe, Urteil vom 19.12.2005, ZFSH/SGB 2006, 339 [341 f.]; in dieselbe Richtung auch OVG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil vom 15.9.2004 - 1 L 106/02 -, LKV 2005, 510 [512]; VG Osnabrück, Urteil vom 10.7.2006 - 5 A 53/06 - <juris>; VG Neustadt, Urteil vom 6.10.1999, NVwZ 2000, 1447 [1448]; ...

Soweit der 10. Senat des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs dem mit Urteil vom 29. Juli 2009 - 10 B 08.2447 InfAuslR 2010, 26 unter Berufung auf das „Kodifikationsprinzip" entgegengetreten ist, vermag der Senat dem schon deshalb nicht zu folgen, weil es ein solches Prinzip im Bereich der (leistungs-) gewährenden Verwaltung, zu der auch die Einräumung der Rechtsstellung eines Kontingentflüchtlings entsprechend § 1 Abs. 1 HumHAG gehört, nicht gibt (vgl. BVerfGE 8, 155 [167 f.]; 68, 1 [109]; BVerwGE 45, 8 [11]; 58, 45 [48]). Aus der Tatsache, dass in den letzten Jahrzehnten die Organisation und das Verfahren der Verwaltungsbehörden in zunehmendem Umfang durch Gesetze oder Rechtsverordnungen geregelt worden sind, lässt sich nicht ableiten, dass eine solche Regelung verfassungsrechtlich ausnahmslos geboten wäre (vgl. BVerfGE 8, 155 [167]). Das Grundgesetz kennt weder einen Totalvorbehalt des Gesetzes noch eine Kompetenzregelung, die besagen würde, dass alle „objektiv wesentlichen" Entscheidungen vom Gesetzgeber selbst zu treffen wären (vgl. BVerfGE 68, 1 [109]). Der zur Gewährung effektiven Rechtsschutzes (Art. 19 Abs. 4 GG) verpflichtete Richter darf es deshalb nicht bei der Feststellung, es fehle die gesetzliche Grundlage, bewenden lassen. Der Vorbehalt des Gesetzes ist kein Generalvorbehalt, der für jede Handlung der Exekutive eine Ermächtigung verlangen würde (vgl. auch Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 10. Aufl., 2009, Art. 20 RNr. 52). Dessen ungeachtet erfolgte die Aufnahme der jüdischen Emigranten nicht im gesetzesfreien Raum, sondern entsprechend § 1 Abs. 1 HumHAG. 

...

Die Aufnahme der jüdischen Emigranten aus der ehemaligen Sowjetunion ist vor dem Hintergrund der historischen Verantwortung der Bundesrepublik Deutschland für die Verbrechen des Nationalsozialismus erfolgt. Nachdem bereits der Ministerrat der ehemaligen DDR am 11. Juli 1990 beschlossen hatte, in zu begrenzendem Umfang ausländische jüdische Bürger, deren Verfolgung oder Diskriminierung im Heimatstaat droht, aus humanitären Gründen Aufenthalt in der DDR zu gewähren, hat sich auch die Bundesregierung unmittelbar nach der Wiedervereinigung Deutschlands zu dieser Verantwortung bekannt und zu erkennen gegeben, dass sie insbesondere dem Wunsch sowjetischer Juden, in der Bundesrepublik eine neue Heimat zu gründen, im Grundsatz aufgeschlossen gegenübersteht (vgl. BT-Drs. 11/8439, S. 2). Maßgebend hierfür war vor allem die Überlegung, dass eine Zuwanderung zur Stärkung der jüdischen Gemeinden in Deutschland führt und dadurch mittel- und langfristig ein Beitrag zur Revitalisierung des jüdischen Kultur- und Geisteslebens in Deutschland geleistet wird (vgl. BT-Drs. 11/8439, S. 2 f.):

„Die Bundesregierung ist sich der historischen Verantwortung Deutschlands für die Verbrechen des Nationalsozialismus bewusst. Sie steht dem Wunsch sowjetischer Juden, auch in der Bundesrepublik Deutschland eine neue Heimat zu gründen, daher im Grundsatz aufgeschlossen gegenüber. Wenn in Zukunft eine Zuwanderung aus osteuropäischen Staaten in einem größeren Umfang als bisher zugelassen werden soll, so sind hierfür vor allem zwei Überlegungen bestimmend:

- der geordnete Zugang von Menschen jüdischen Bekenntnisses stärkt die jüdischen Gemeinden, die sich nach dem Krieg in Deutschland wieder gebildet haben,

- die Stärkung der jüdischen Gemeinden führt mittel- und langfristig zu einer Revitalisierung des bedeutenden jüdischen Beitrags zum Kultur- und Geistesleben in Deutschland."

...

Der Grundsatzerlass des Auswärtigen Amtes vom 25. März 1997 - Az. 514- 516.20/7 - bestätigt diese Rechtslage. Dort heißt es unter „I. Grundlagen" wörtlich:

...

Motiv war, Juden in der früheren Sowjetunion vor antisemitischen Pressionen zu schützen und ihnen eine Heimat zu bieten. Wesentlicher Gesichtspunkt der Entscheidung war zudem die Stärkung der jüdischen Gemeinden in Deutschland.

Angesichts der historischen Verantwortung Deutschlands ist den Antragstellern mit besonderer Sensibilität zu begegnen."

...

Mit Blick auf die Anwendbarkeit der Vorschriften des HumHAG auf jüdische Emigranten aus der ehemaligen Sowjetunion bedeutete die zwischen Bund und Ländern vereinbarte Verwaltungspraxis, dass diesem Personenkreis analog § 1 Abs. 3 HumHAG sofort eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis erteilt und eine entsprechende

Bescheinigung nach § 2 HumHAG ausgestellt werden konnte, ohne dass es zuvor einer individuellen Prüfung im Hinblick auf eine Verfolgung oder Diskriminierung in der ehemaligen Sowjetunion bedurft hätte (vgl. OVG Berlin, Beschluss vom 15.11.2002, EZAR 018, Nr. 2, S. 4; VG Neustadt, Urteil vom 6.10.1999, NVwZ 2000, 1447 [1448]; VG Osnabrück, Urteil vom 10.7.2006 - 5 A 53/06 - <juris>). Auf Grund ihres Status als Konventionsflüchtlinge erhielten sie sogleich Anspruch auf bestimmte Vergünstigungen, wie z. B. Eingliederungshilfen, Sprachkurse, Unterbringung, Sozialhilfe und Zugang zum Arbeitsmarkt (vgl. Hochreuther, NVwZ 2000, 1376).

cc) Vor dem Hintergrund der von der Ministerpräsidentenkonferenz bewusst ins Werk gesetzten, wegen des Fehlens der tatbestandlichen Voraussetzungen denknotwendig lediglich entsprechenden Anwendung des HumHAG kann gerade auch angesichts der besonderen Verantwortung der Bundesrepublik Deutschland für die Verbrechen des Nationalsozialismus nicht davon ausgegangen werden, dass die analoge Heranziehung des HumHAG ausgerechnet vor dem Refoulement-Verbot des § 33 Abs. 1 GFK und seiner nationalen Umsetzung in § 60 Abs. 1 AufenthG hat halt machen wollen.

...

Mit Blick auf die Verfolgung der europäischen Juden in der Zeit des Nationalsozialismus, ihrer zielgerichteten Ausgrenzung, Entrechtung, Vertreibung und Ermordung, erscheint es schlechterdings nicht vorstellbar, jüdische Emigranten zur Wiederbelebung jüdischer Kultur ins Land zu holen, ohne ihnen nicht zugleich ein Mindestmaß an Abschiebungsschutz zu gewähren, wie dies durch die (Rechtsfolgen-)Verweisung in § 1 Abs. 1 HumHAG auf Art. 33 Abs. 1 GFK vorgesehen ist. Wenn bereits die Aufnahme des entsprechenden Personenkreises in der Vergangenheit nicht vom Vorliegen einer Verfolgungssituation abhängig gemacht wurde, so versteht es sich im Grunde von selbst, dass ein Absehen von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen in der Gegenwart ebenso wenig an die Voraussetzung einer konkreten Verfolgung im Land der Herkunft geknüpft werden darf, sondern vielmehr - in den durch Art. 33 Abs. 2 GFK/§ 60 Abs. 8 AufenthG gezogenen Grenzen - ein dauerhaftes Bleiberecht gewährleistet werden soll ...

...

Art. 33 GFK/§ 60 Abs. 1 und 8 AufenthG sind daher auf jüdische Emigranten aus der ehemaligen Sowjetunion sinngemäß mit folgendem Inhalt anzuwenden:

- Kein jüdischer Emigrant aus der ehemaligen Sowjetunion wird abgeschoben.

...

Dass der einzelne Emigrant gleichsam persönlich auf das Bestehen von Abschiebungsschutz vertraut haben müsste, um sich auf den Schutz des § 60 Abs. 1 AufenthG berufen zu dürfen, ist insoweit nicht erforderlich. Vielmehr genügt wie auch sonst - eine generalisierende Betrachtungsweise.

...
Es trifft zwar zu, dass (...) jüdische Emigranten (...) gegenüber anderen (...) Ausländern bevorzugt werden. Diese Differenzierung ist jedoch - wie nicht zuletzt die Beweggründe für die Zuwanderung jüdischer Emigranten aus der ehemaligen Sowjetunion zeigen - zum Ausgleich für die Verfolgung und Diskriminierung dieses Volkes in der Vergangenheit gerechtfertigt, obwohl die heute hierdurch Begünstigten von der Shoah nicht am eigenen Leib betroffen waren (vgl. hierzu Hochreuther, NVwZ 2000, 1376 [1377]; Weizäcker, ZAR 2004, 93 [100]; Raabe, ZAR 2004, 410 [413; 414] jeweils m.w.N.). Das einzigartige unmenschliche Schicksal, dem die jüdische Bevölkerung Europas unter der Herrschaft des Nationalsozialismus ausgesetzt war, prägt den Geltungs- und Achtungsanspruch eines jeden von ihnen gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern des Landes, auf denen diese Vergangenheit ruht (vgl. hierzu auch Raabe, ZAR 2004, 410 [414]). Der Bundesgerichtshof (vgl. BGHZ 75, 160 [162 f.]) und ihm folgend das Bundesverfassungsgericht (vgl. BVerfG 90, 241 [251 f.]) haben diesen Zusammenhang treffend wie folgt umschrieben:

„Die historische Tatsache selbst, dass Menschen nach dem Abstammungskriterien der sogenannten Nürnberger Gesetze ausgesondert und mit dem Ziel der Ausrottung ihrer Individualität beraubt wurden, weist den in der Bundesrepublik lebenden Juden ein besonderes personales Verhältnis zu ihrem Mitbürgern zu; in diesem Verhältnis ist das Geschehene auch heute gegenwärtig. Es gehört zu ihrem personalen Selbstverständnis, als zugehörig zu einer durch das Schicksal herausgehobenen Personengruppe begriffen zu werden, der gegenüber eine besondere moralische Verantwortung aller anderen besteht, und das Teil ihrer Würde ist. Die Achtung dieses Selbstverständnisses ist für jeden von ihnen geradezu eine der Garantien gegen eine Wiederholung solcher Diskriminierung und eine Grundbedingung für ihr Leben in der Bundesrepublik."

...

Die Achtung dieses Selbstverständnisses obliegt auch und gerade dem Staat (Art. 1 Abs. 1 Satz 1 GG) und damit nicht zuletzt den Ausländerbehörden. 

...“

Wie sich aus den vorgenannten Ausführungen ergibt, ist eine gesetzliche Regelung des beantragten Aufenthaltstitels– da dies Teil der gewährenden Verwaltung ist – nicht zwingend erforderlich. Folglich kann gegebenenfalls auch entsprechend  der og. gesetzlichen Grundlagen eine Niederlassungs- bzw. Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. 

Wie sich insbesondere aus dem oben eingebetteten Zitat des Bundesverfassungsgerichts ergibt, eine solche Gewährung eines Aufenthaltsrechts aufgrund der besonderen Verantwortung der Bundesrepublik Deutschland für die Nachfahren der während des Nationalsozialismus Verfolgten und Diskriminierten geboten. 

Dem Antrag ist daher stattzugeben. 

Falls nach Ihrer Auffassung ein Einvernehmen mit anderen Behörden eingeholt werden muss, so beantrage ich hiermit bis zur Herstellung dieses Einvernehmens und bis zur Ausstellung des begehrten Aufenthaltstitels eine 

Fiktionsbescheinigung

hilfsweise eine 

Duldung.

Mit freundlichen Grüßen

Sürig/Rechtsanwalt 






















